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Mandanten-
Rundschreiben
07/2022

Steuertermine im Juli 2022
Fälligkeit 01.07. Ende Zahlungsschonfrist 04.07.
– Grundsteuer: jährlich

Fälligkeit 11.07. Ende Zahlungsschonfrist 14.07.
– Lohnsteuer: mtl., 1/4-jährlich
– Umsatzsteuer: mtl., 1/4-jährlich
Zahlungmit/per Eingang/Gutschrift beim

Finanzamt
Überweisung Gutschrift spätestens amEnde

der Schonfrist
Scheck Eingang drei Tage vor Fälligkeit
Bargeld Eingang amTag der Fälligkeit

Sonstige Termine
Umsatzsteuer:
25.07. ZusammenfassendeMeldung II. Quartal/Juni 2022

Sozialversicherungsbeiträge:
25.07. Übermittlung Beitragsnachweise
27.07. Fälligkeit (voraussichtliche) Beitragsschuld Juli

2022 zzgl. restliche Beitragsschuld Juni 2022

Allgemeines
Urlaubsberechnung bei „Kurzarbeit Null“
Das Bundesarbeitsgericht hat die Problematik der
Urlaubsberechnung bei „Kurzarbeit Null“ (vgl. 7/2021)
jetzt höchstrichterlich wie folgt entschieden:
„1. Der kurzarbeitsbedingte Ausfall ganzer Arbeitstage

führt zu einer Neuverteilung der Arbeitszeit, infolge
derender Jahresurlaub entsprechend § 3Abs. 1 Bundes‐
urlaubsgesetz (BUrlG) neu zu berechnen ist. Die auf‐
grund der Kurzarbeit ausgefallenen Arbeitstage sind
bei der Berechnung des Urlaubsumfangs nicht Zeiten
mit Arbeitspflicht gleichzustellen (...).

2. Das in ArbeitstagenUrlaub ausgedrückte Erholungs-
bedürfnis steht in einem inneren Zusammenhangmit
der arbeitsvertraglich geschuldeten Arbeitsleistung
und verringert sich, wenn Arbeitstage infolge Kurzar‐
beit ausfallen (...). Die im Zusammenhangmit der
Kurzarbeit gegenüber der Agentur für Arbeit bestehen‐
den sozialversicherungsrechtlichenMitwirkungs-
obliegenheiten führen nicht dazu, dass aufgrund von
Kurzarbeit ausgefallene Arbeitstage als Zeitenmit
Arbeitspflicht gelten (...).

3. Der Arbeitgeber kann Kurzarbeit nicht einseitig durch
Ausübung des Direktionsrechts einführen. Es bedarf
hierzu vielmehr einer besonderen einzelvertraglichen
oder kollektivrechtlichenGrundlage, umdie vertragliche
Arbeits- und Vergütungspflicht einzuschränken (...)“.

ImUrteilsfall befand sich eine Arbeitnehmerin in drei
vollenMonaten durchgehend in Kurzarbeit Null. Nach
Ansicht des Gerichts hat sie in den Zeiten der Kurzarbeit
Null keine Urlaubsansprüche erworben. Damit steht ihr
der Jahresurlaub nur anteilig in gekürztemUmfang zu.
Der Arbeitgeber ist danach berechtigt für jeden vollen
Monat der Kurzarbeit Null denUrlaub um 1/12 zu kürzen.
BAG, Urteil vom 30.11.2021 – 9 AZR 225/21 (DB 2022 S. 1204)
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Verbeitragung eines Veräußerungsgewinns bei freiwillig
gesetzlich Versicherten
PrivateVeräußerungsgeschäfte bei Grundstücken, bei
denenderZeitraumzwischenAnschaffungundVeräußerung
nichtmehr als 10 Jahre beträgt, sind als sonstige Einkünfte
nach § 22Nr. 2 EStG i.V.mit § 23 EStGgrundsätzlich steuer‐
pflichtig. Darüber hinaus ist zu beachten, dass nachder
Entscheidung eines Sozialgerichts bei freiwillig gesetzlich
VersichertenderGewinn auchnochder Verbeitragung
durchdie Krankenkasse unterliegt.
„1. Einkünfte aus privatenVeräußerungsgeschäften (§§ 22

Nr. 2, § 23 EStG) zählenbei freiwilligenMitgliedernder
GesetzlichenKrankenversicherung (GKV) zudenbei‐
tragspflichtigen Einnahmen iSd § 3 der Beitragsverfah‐
rensgrundsätze für Selbstzahler (BeitrVerfGrsSz).

2.Maßgebend ist der imEinkommensteuerbescheid fest‐
gesetzteGewinngemäß§ 23Abs. 3 Satz 1 EStG.

3. EinVerlustvortrag nach § 10dEStG ist nicht zuberück-
sichtigen.“

GegendasUrteil wurdewegengrundsätzlicher Bedeutung
dieRevision zugelassen.Die Entscheidungdes Bundes-
sozialgerichts bleibt abzuwarten.
LSG Baden-Württemberg, Urteil vom 30.11.2021 – L 11 KR 2257/21

Revision eingelegt; Az. BSG: B 12 KR 9/21 R (DStR 2022 S. 949)

Einkommensteuer – Körperschaftsteuer
Besteuerung des Nutzungsersatzes nachWiderruf
eines Darlehens
„DeraufgrundeinesgerichtlichenVergleichsanlässlich
desWiderrufs einesDarlehenserhalteneNutzungsersatz für
bereits erbrachteZins-undTilgungsleistungenstellt steuer‐
pflichtigeKapitalerträgedesDarlehensnehmersnach§20
Abs. 1Nr. 7EStGdar.“ ImvorliegendenStreitfall hattendie
Steuerpflichtigeneinprivates Immobiliendarlehenaufgenom‐
men,dasDarlehennachAblauf von 10 Jahrengekündigtund
denWiderrufunterVerweis aufeine fehlendeWiderrufsbe‐
lehrungerklärt.MitderBankwurdeeineEinigung überdie
HöheeinerEntschädigung fürdieNutzungderbereits von

denSteuerpflichtigenerbrachtenZins-undTilgungslei-
stungenerzielt.Umstritten ist, obderanlässlichdesWider‐
rufs einesDarlehenserhalteneNutzungsersatz für bereits
erbrachteZins-undTilgungsleistungenbeidenDarlehens‐
nehmerneinkommensteuerpflichtigeKapitalerträgedar‐
stellt.DieSteuerpflichtigenvertretendieAuffassung,dieVer‐
gleichssummestelle keineKapitalerträgedar.Daauchdiver‐
seFinanzgerichteunterschiedlicherRechtsauffassungsind,
wurdedieRevisionzugelassenundaucheingelegt.Ver‐
gleichbareFälle solltenoffengehaltenwerden.
FGMünster, Urteil vom 13.01.2022 - 3 K 2991/19 E

Revision eingelegt; Az. BFH: VIII R 5/22 (EFG 2022 S. 480)

Teilwertzuschreibung bei Fremdwährungsdarlehen
Ungeklärt war bislang, ob und ggf. abwann eine Teilwert‐
zuschreibung bei Fremdwährungsdarlehen zulässig ist
(vgl. 4/2019). Im Streitfall ging es um ein solches Darlehen
in Schweizer Franken. Diese Frage hat der Bundesfinanz‐
hof wie folgt entschieden:
„1. Eine Teilwertzuschreibungwegen voraussichtlich

dauernderWerterhöhung von Verbindlichkeiten aus
Fremdwährungsdarlehen ist zulässig, wenn der Euro-
Wert gegenüber der Fremdwährung aufgrund einer
fundamentalen Änderung der wirtschaftlichen oder
währungspolitischenDaten der beteiligtenWährungs‐
räume gesunken ist.

2. Eine solche Änderung ist anzunehmen, wenn sich die
Verhältnisse zwischen den betroffenenWährungsräu‐
men aus Sicht des Bilanzstichtages so außerordentlich
und nachhaltig geändert haben, dass nicht angenom‐
menwerden kann, derWechselkurs zu demZeitpunkt
der Eingehung der Verbindlichkeit werde sich ohne
weiteres wieder einstellen.

3. Diesgilt für alle Fremdwährungsdarlehen,d.h.unabhän‐
gigdavon,obes sichumeinDarlehenmitunbestimmter
odermitbestimmterRestlaufzeithandeltundobdieRest‐
laufzeitmindestens zehn Jahreoderwenigerbeträgt.“

BFH –Urteil vom 10.06.2021 – IV R 18/18 (GmbHR 2022 S. 371)
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Fortbestehen Vorbehaltsnießbrauch bei Austausch
des belasteten Grundstücks
ImStreitfall gehtesumdieFrage,welche steuerlichen
Konsequenzeneintreten,wenneinemiteinemVorbehalts‐
nießbrauchbelastete ImmobilieohneBelastungveräußert
wirdundvereinbarungsgemäßamneuenObjekt, dasmit
demVerkaufserlöserworbenwird,wiedereinNießbrauch
bestelltwird. „SteuerrechtlichkannvondemFortbestehen
einesVorbehaltsnießbrauchsausgegangenwerden,wenn
einmiteinemVorbehaltsnießbrauchbelastetesGrundstück
mitZustimmungdesBerechtigtengegeneinanderesGrund‐
stückgetauschtunddiesemandemneuenGrundstück
wiederumeinNießbraucheingeräumtwird.Auchwennsich
zivilrechtlichderNießbrauchandemneuenGrundstückals
Zuwendungsnießbrauchdarstellt, setzt sich steuerrechtlich
nachwirtschaftlicherBetrachtungsweisederVorbehalts‐
nießbrauchandemneuenGrundstückals Surrogat fort.“
Diesgilt auchdann,wennderausdembisherigenVorbe‐
haltsnießbrauchverpflichteteEigentümererstdurchden
Veräußerungserlös, denerdurchdie lastenfreieÜbertragung
desAltgrundstückserzielt, dasneuzuerwerbendeGrund‐
stück vollständigfinanzierenkann,undwennbereits vorder
LöschungdesursprünglichvorbehaltenenNießbrauchsaus‐
drücklichvereinbartworden ist, dass künftigeineNieß‐
brauchsbestellungandemneuerworbenenObjekterfolgen
muss,die zur FortsetzungdesbisherigenNießbrauchsrechts
bestimmt ist.DasGerichtgewährteAfAbeiderVermietung
desneuerworbenenErsatzgrundstücks lediglichausden
anteiligenAnschaffungskostendesneuenGebäudes,da sich
derVorbehaltsnießbrauchalsSurrogat fortgesetzthat,wäh‐
renddieSteuerpflichtigendieAfAausdengesamtenAn‐
schaffungskosengeltendmachten,daeinentgeltlicherwor‐
benerZuwendungsnießbrauchvorliege.
FG Baden-Württemberg, Urteil vom 16.10.2020 – 13 K 452/18

Revision eingelegt; Az. BFH: IX R 1/21 (EFG 2021 S. 1449)

Abzugsfähigkeit von baufachlichen Betreuungskosten
Umstrittenwar die sofortige Abzugsfähigkeit von Bau-
betreuungskosten alsWerbungskosten bei den Einkünf-
ten aus Vermietung und Verpachtung (vgl. 3/2022). Der
BFH hat sich für eineweite Auslegung des Schuldzinsen‐
begriffs entschieden. „Unter den (weit zu verstehenden)
Begriff der Schuldzinsen können auch Kosten für das sog.
Projektcontrolling fallen, wenn sie als Finanzierungs-
kosten zu beurteilen sind, weil die Auszahlung der Darle‐
hensraten durch die Bank davon abhängt, dass imRah‐
men des Controllings für die Bank relevante Unterlagen
vorbereitet und Controlling-Reports erstellt werden.“
BFH-Urteil vom06.12.2021 – IX R 8/21, NV (DStR 2022 S. 979)

Steffen Hock Geschäftsführer & Steuerberater
Gesellschaftssitz Mönchberg | Registergericht Aschaffenburg | HRB 11645 | USt-ID DE 2280 07839

Hock Steuerberatungsgesellschaft mbH
Birkenheckenweg 17 | 63933 Mönchberg
Telefon +49 (0) 9374.97 943 - 0
Mail info@steuerberater-hock.de
Webseite www.steuerberater-hock.de

Hock Steuerberatungsgesellschaft mbH
Birkenheckenweg 17 | 63933 Mönchberg
Telefon +49 (0) 9374.97 943 - 0
Mail info@steuerberater-hock.de
Webseite www.steuerberater-hock.de



Erbschaftsteuer – Schenkungsteuer
Kosten in Steuerangelegenheiten des Erblassers
Kosten Haushaltsauflösung und Räumung einer
Wohnung
ZudiversenZweifelfragenderAbzugsfähigkeit vonNachlass‐
regelungskostenhabenErlassederoberstenFinanzbehör‐
dender Länderu.a.wie folgtStellunggenommen.Steuerbe‐
ratungskosten, insbesondere fürdieErstellungderausste‐
hendenESt-ErklärungdesErblassers, könnenalsNachlass‐
kosten (§ 10Abs. 5Nr. 1 ErbStG)abgezogenwerden,wennder
ErblasserdensteuerlichenBeraternochselbstbeauftragt
hat.Hierunter fällt aucheine überdenToddesErblassershin‐
ausgehende,nichtgekündigteBeauftragung. Steuerbera‐
tungskosten,diedemErbenanlässlicheinerBerichtigung für
ursprünglichvomErblasserabgegebeneSteuererklärungen
oder fürNacherklärungen fürhinterzogeneSteuernentste‐
hen, sindalsNachlassregelungskosten (§ 10Abs. 5Nr. 3Satz 1
ErbStG)abzugsfähig.Auchabzugsfähig sindKosten fürdie
AbgabevonSteuererklärungen für solcheSteuerverbindlich‐
keiten,die vomErblasserherrührenunddamitNachlassver‐
bindlichkeitendarstellen.Grundsätzlich sindKosten fürdie
Räumungeiner vomErblasser selbstbewohntenWohnung
nichtabzugsfähig (§ 10Abs. 5Nr. 3Satz 3ErbStG).Dagegen
liegenabzugsfähigeNachlassregelungskosten (§ 10Abs. 5Nr.
3Satz 1ErbStG) vor, soweitdieAuflösungdesHaushaltsdes
Erblassersdaraufgerichtet ist, festzustellen, inwieweitdie in
derWohnungbefindlichenGegenständezumNachlassge‐
hören.AusVereinfachungsgründensindKosten fürdieAuflö‐
sungdesHaushaltsundRäumungderWohnungdesErblas‐
sers,welche indenersten sechsMonatennachdemErbfall
entstehen,der FeststellungdesNachlasses zuzurechnenund
damitabzugsfähig.
Gleich lautende Erlasse der obersten Finanzbehörden der Länder

vom09.02.2022 – S 3810 (BStBl. 2022 Teil I S. 224)

Wegfall der Steuerbefreiung für ein Familienheim
Eine Steuerbefreiung für den Erwerb eines Familienheims
fälltmitWirkung für die Vergangenheitweg,wennder Er‐
werber das Familienheim innerhalb von zehn Jahrennach
demErwerbnichtmehr zuWohnzwecken selbst nutzt, es
sei denn, er ist aus zwingendenGründen an einer Selbst‐
nutzung zu eigenenWohnzweckengehindert (vgl. 5/2022).
In einemErlass der Finanzbehördenwird erläutert, unter
welchen Voraussetzungen die Steuerbefreiung nicht rück‐
wirkend entfällt. „An einer Selbstnutzung zu eigenen
Wohnzwecken gehindert zu sein setzt voraus, dass objek‐
tiv zwingende Gründe dafür vorliegen. Ein objektiv zwin‐
gender Grund liegt beispielsweise vor, wenn ein Familien‐
heim innerhalb des 10-Jahreszeitraums aufgrund höherer
Gewalt (z.B. durchHochwasser, Starkregen, Unwetter,
Sturm, Brand, Explosion) zerstört und seine tatsächliche
Selbstnutzung dadurch beendet wird.“ Der Erwerber ist
nicht zumWiederaufbau des Familienheims verpflichtet.
Die zehnjährige Selbstnutzungspflicht endetmit dem
Zeitpunkt der Zerstörung des ursprünglichen Familien‐
heims. Eine zeitweise Unbewohnbarkeit aufgrund höhe‐
rer Gewalt, z.B. für den Zeitraum einer Sanierung oder auf‐
grund eines behördlich angeordnetenNutzungsverbots,
kann zu einer tatsächlichenUnterbrechung der Nutzung
zu eigenenWohnzwecken führen. Dies ist unschädlich,
wenn das Familienheim unverzüglich nachWiederherstel‐
lung der Bewohnbarkeit wieder zu eigenenWohnzwe‐
cken genutzt wird. In diesem Fall liegt keine Aufgabe der
Selbstnutzung durch längeren Leerstand vor.
Oberste Finanzbehörden der Länder, GLE vom09.02.2022 – S 3812

(DStR 2022 S. 724)
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